
getüberschreitungen und meinte, die
Arzneimittelausgaben könnten nicht
heckenschnittartig gekürzt werden,
ohne daß die Versorgung zusammen-
breche. Nur sektorale Einsparungen
seien medizinisch vertretbar. Die Ärz-
teschaft habe gezeigt, daß sie im Arz-
neimittelbereich sparen könne. Sie
müsse in ihren Bemühungen aber
auch „politisch korrekt“ unterstützt
werden: durch gesetzliche Vorgaben
bei der Zulassung und der Ausgaben-
transparenz. Die Hälfte der heutigen
Medikamente sei nicht auf Wirksam-
keit, Qualität und Unbedenklichkeit
geprüft. „Der vielgerühmte Standort
Deutschland erhält hier den Charak-
ter eines Reservats für obsolete Arz-
neimittel“, spottete Schwabe.

Den Gesetzgeber kritisierte auch
Rolf Stuppardt, Vorstandsvorsitzen-
der des IKK-Bundesverbandes: Die
GKV-Positivliste habe man 1995 be-
graben, zukünftig nehme man alle pa-
tentgeschützten Arzneimittel von den
Festbeträgen aus, und die Negativli-
ste von 1990 sei immer noch nicht an
den heutigen Bearbeitungsstand an-
gepaßt.

Dr. Krimmel vertrat den Stand-
punkt, angesichts der Budgetentwick-
lungen komme für die Zukunft nur ei-
ne strikt limitierte Arzneimittelver-
sorgung in Frage. Konkret planten die
Kassenärztlichen Vereinigungen,

1 auf Grundlage der im Report
als umstritten aufgeführten Mittel ei-
ne Liste zu erstellen und diese Präpa-
rate nur bei ausdrücklichem Wunsch
auf Privatrezept zu verordnen,

1 für umsatzstarke generika-
fähige Wirkstoffe eine Übersicht von
Produkten zu erstellen, deren Preise
im unteren Drittel der Marktpreise
liegen,

1 innerhalb von Wirkstoff- und
Indikationsgruppen indikationsbezo-
gen den Stoff zu nennen, „der preis-
wert ist und eine ausreichende thera-
peutische Qualität besitzt“.

Der Bundesverband der Be-
triebskrankenkassen begrüßte es
nach einer Meldung der „Frankfurter
Rundschau“, daß die KBV Listen
preisgünstiger Medikamente zusam-
menstellen wolle und auf die Verord-
nung fragwürdiger Mittel verzichtet
werden solle. Er warnte aber vor ei-
ner „Angstkampagne auf dem
Rücken Kranker“. Sabine Dauth
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Angesichts der akuten Finanz-
krise der gesetzlichen Kran-
kenversicherung rücken die
Ausgabenblöcke mit über-

durchschnittlichen Zuwachsraten
wieder in den Vordergrund. Die Arz-
neimittelausgaben gehören dazu. Sie
sind – nach den massiven Einbrüchen
des Jahres 1993 – im ersten Halbjahr
1996 um 8,2 Prozent in den alten und
9,7 Prozent in den neuen Bundeslän-
dern gestiegen. 

Budgetüberschreitung
bis zu 4,8 Milliarden

Daß die Arzneimittelausgaben
dieses Jahres im Gegensatz zu allen
anderen Leistungsbereichen nur we-
nig über dem Niveau des Jahres 1992
liegen, scheint weder die Krankenkas-
sen noch den Bundesgesundheitsmi-
nister zu beeindrucken. Darauf deu-
ten zumindest Seehofers Äußerungen
bei der Vorstellung der GKV-Halb-
jahresbilanz hin. Wörtlich sagte der
Minister: 

„Überall dort, wo die Ausgaben
jetzt aus dem Ruder laufen, sind wirk-
same Steuerungsinstrumente vorhan-
den. Sie müßten nur genutzt werden.
Dies gilt insbesondere für den Arznei-
und Heilmittelbereich, bei dem die
Budgetierung von den Beteiligten der
Selbstverwaltung konsequent umge-
setzt und Budgetüberschreitungen
ausgeglichen werden müssen. Außer-
dem müssen Krankenkassen die vor-
handenen Wirtschaftlichkeitsprüfun-

gen endlich einsetzen und der Ausga-
benexpansion schnell und gezielt ent-
gegenwirken. Denn wenn die Steige-
rungsraten des ersten Halbjahres bei
Arznei- und Heilmitteln sich nicht
verringern, droht nach der Budget-
überschreitung von 1,6 Milliarden
DM aus dem Jahr 1995 in diesem Jahr
sogar eine ausgleichspflichtige Bud-
getüberschreitung von bis zu 4,8 Mil-
liarden DM.“

Mit anderen Worten: Ende dieses
Jahres sitzen die deutschen Kas-
senärzte auf einer Budgetüberschrei-
tung von kumuliert bis zu 6,4 Milliar-
den DM, die sie nach den Vorstellun-
gen der Gesundheitspolitiker aus ih-
rer ohnehin seit Jahren kaum mehr
steigenden Gesamtvergütung entrich-
ten sollen. So haben die Krankenkas-
sen jetzt erstmals angekündigt, ärztli-
che Honoraranteile für angebliche
Budgetüberschreitungen des Jahres
1995 einzubehalten. Dabei geht es
zunächst nicht um die vom Bundesge-
sundheitsminister genannten 1,6 Mil-
liarden DM, aber immer noch um 870
Millionen DM, die zudem von nur
neun Kassenärztlichen Vereinigungen
aufgebracht werden sollen (siehe Ta-
belle). 

Für den einzelnen Arzt in diesen
KVen kommen dabei – falls die Kas-
sen auf ihrem Standpunkt beharren –
möglicherweise rückwirkend erhebli-
che Strafzahlungen in Betracht. Die
Höhe der angedrohten Strafzahlun-
gen ist freilich unter Umständen noch
„verhandelbar“, da einige Budgetver-
handlungen für 1995 noch ausstehen

Arznei- und Heilmittelbudgets

Krankenkassen kündigen
Regreßwelle an

Die gesetzliche Krankenkassen steuern auf ein Defizit von rund
zehn Milliarden DM zu. Eine Folge der finanziellen Misere: Erst-
mals sollen die Kassenärzte mit ihren Honoraren für die Über-
schreitung des Arzneimittelbudgets 1995 geradestehen. Auch im
laufenden Jahr sind Budgetüberschreitungen zu erwarten. Wenn
die Budgets nicht doch noch erhöht werden, bleibt aus Sicht 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung nur eines: die weit-
gehende Rationierung der Arznei- und Heilmittelverordnungen.



und die Krankenkassen andererseits
zur Vermeidung flächendeckender
Praxispleiten möglicherweise nur ei-
nen Teil der Strafzahlungen tatsäch-
lich einbehalten werden. 

Das Jahr 1996 dürfte unter Bud-
getgesichtspunkten jedoch zum er-
sten bundesweiten „Katastrophen-
jahr“ werden. Wenn auch die vom
Bundesgesundheitsminister progno-
stizierten Überschreitungen in Höhe
von 4,8 Milliarden DM zu hoch ge-
griffen scheinen, so dürfte eine Sum-
me von 3,5 Milliarden DM durchaus
realistisch sein, da voraussichtlich
nur noch in drei Kassenärztlichen
Vereinigungen die Budgets eingehal-
ten werden. Die Höhe der ange-
drohten Strafzahlungen je Arzt wird
in den 20 überschreitenden KVen
wiederum sehr unterschiedlich sein
und reicht von wenigen hundert DM
bis zu  mehreren zehntausend DM.
Die regional sehr weite Spanne 
zeigt, daß die aufgrund einer sach-
fremden Berechnungsmethode er-
mittelten Ausgangsbudgets die re-
gionalen Versorgungsnotwendigkei-
ten noch nicht einmal annähernd wi-
derspiegeln.

Ob die zu erwartenden Aus-
gleichszahlungen in den sich an-
schließenden Rechtsstreitigkeiten
letztlich Jahre später vom Bundesso-
zialgericht oder vom Bundesver-
fassungsgericht ganz oder teilweise
für zulässig erklärt werden oder nicht,
dürfte für die betroffenen Ärzte eher
zweitrangig sein. Bis zu einer solchen
Entscheidung würde den Ärzten das
Geld, das zum Überleben der Praxis
vielleicht notwendig ist, jedenfalls
fehlen. Es gibt nur zwei Möglichkei-
ten, dieses Szenario noch abzuwen-
den:

¿ Die Budgets für 1995 und
1996 werden – der Versorgungsrea-
lität entsprechend – angehoben. Da-
von kann jedoch angesichts der auf
Rationierung angelegten Verhand-
lungsstrategie der Krankenkassen
nicht ausgegangen werden.

À Die Kassenärzte praktizieren
ab sofort eine weitgehende Rationie-
rung von Arzneimitteln und Heilmit-
teln. 

Die Budgetproblematik ist bis-
lang nur unter dem Aspekt massiver
Überschreitungen am Jahresende
dargestellt worden. Die Kehrseite der

Medaille wird sichtbar, wenn man die
Höhe der Budgetüberschreitung nach
Abschluß des Jahres ersetzt durch
den Zeitpunkt der erstmaligen Bud-
getübeschreitung im laufenden Bud-
getjahr. Budgets implizieren stets, daß
im Jahresverlauf aufgrund jeweils ak-
tueller Ausgabenmeldungen gegen-

gesteuert werden kann. Aufgrund der
vorliegenden Daten kann im Jahre
1996 erstmals der Zeitpunkt der re-
gionalen Budgetüberschreitungen
hochgerechnet werden. Danach dürf-
te beispielsweise das Arzneimittel-
und Heilmittelbudget der KV Meck-
lenburg-Vorpommern bereits am 10.
Oktober diesen Jahres ausgeschöpft
sein. 

Stichtag für die
Kassenärzte

Kassenärzte und Versicherte
müssen wissen, daß ab diesem Zeit-
punkt der Kassenarzt 100 Prozent
der von ihm verordneten Arznei-
und Heilmittel aus eigener Tasche 
finanziert. Die entsprechende Sum-

me liegt bei durchschnittlich rund 
1 000 DM pro Tag. Von den Kas-
senärzten kann angesichts solcher
Beträge nicht ernsthaft erwartet wer-
den, nach dem jeweiligen Stichtag
der vermutlichen Budgetüberschrei-
tung in gewohnter Weise weiterzu-
verordnen.

Kein Arzt ist verpflichtet, ange-
sichts faktisch eingefrorener Budgets
um den Preis der Existenzgefährdung
Arzneimittel und Heilmittel zu ver-
ordnen. Der Budgetgedanke kommt
hier offensichtlich an seine Grenze.
Wenn die Budgets der Ärzte für die
Arznei- und Heilmittelversorgung
aufgebraucht sind, können sie Ver-
ordnungen auf Kassenrezept auch
nur in medizinisch dringenden Fällen
ausstellen. Aus dem „medizinisch
Notwendigen“ würde unter diesen
Bedingungen das „gerade noch Aus-
reichende“.

Anschrift des Verfassers:

Dr. med. Lothar Krimmel
Kassenärztliche Bundesvereinigung
Herbert-Lewin-Str. 3
50931 Köln
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Tabelle

Ausschöpfung der Arznei-und Heilmittelbudgets 1995 und Hochrechnung für 1996

Kassenärztliche Budgetaus- Über- Rechnerische Tag der Budget-
Vereinigung schöpfung ’95 schreitung ’95 Überschreitung ’95 überschreitung

(in %) * (in Mio. DM) * je Arzt (in DM) in 1996 **

Mecklenburg-
Vorpommern 111,4 87,1 36 000 10. 10. 1996
Nordbaden 107,7 90,3 24 100 19. 10. 1996
Thüringen 107,4 81,7 26 700 28. 10. 1996
Sachsen 107,1 141,0 25 400 19. 10. 1996
Niedersachsen 106,4 212,1 23 200 28. 10. 1996
Südwürttemberg 105,4 37,9 16 100 25. 10. 1996
Brandenburg 105,0 51,0 16 600 28. 10. 1996
Südbaden 103,6 30,4 9 600 30. 10. 1996
Bayern 103,0 139,2 8 000 19. 11. 1996
Nord-Württemberg 96,7 – – 10. 12. 1996
Schleswig-Holstein 93,0 – – 20. 12. 1996
Bremen 92,3 – – 12. 12. 1996
Hamburg 92,1 – – 12. 12. 1996
Rheinhessen 91,2 – – 19. 12. 1996
Sachsen-Anhalt 91,0 – – 13. 12. 1996
Saarland 90,7 – – 19. 12. 1996
Nordrhein 90,7 – – 15. 12. 1996
Koblenz 89,1 – – 29. 12. 1996
Berlin 89,0 – – 29. 12. 1996
Trier 87,1 – – 28. 12. 1996
Hessen 87,1 – – –
Pfalz 82,6 – – –
Westfalen-Lippe 70,2 – – –

* Angaben des BKK-Bundesverbandes
** Hochrechnung aus Daten von BMG und ABDA auf der Basis der am 10. September 1996 
bekannten Budgethöhen


